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Bericht 

des Justizausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Marga 
Hubinek und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Gesetz vom 6. Juli 1938, 
dRGBl. I . S 807, zur Vereinheitlicllung des 
Rechts der Eheschließung und der Eheschei­
dung geändert wird (Ehegesetz-Novelle 1984) 
. (88/A) und . 

über den Antrag der Abgeordneten Mag. 
Kabas, Dr. Gradischnik und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen 
zum Schutz des für einen Kredit mithaftenden 

Ehegatten getroffen werden (109/ A) 

Die Abgeordneten Dr. Marga Hub i n e kund 
Genossen haben am 11. April 1984 den gegenständ­
lichen Initiativantrag, der' dem Justizausschuß zur 
weiteren Behandlung zugewiesen wurde, im N atio­
nalrat eingebracht. Am 17. Oktober 1984 haben 
sodann die Abgeordneten Mag. K a b a s, Dr. 
G rad i s eh n i k und Genossen dem Nationalrat 
einen Initiativantrag,· der gleichfalls dem Justizaus­
schuß zugewiesen wurde, vorgelegt. Beide Anträge 
haben Neuregelungen des § .92 Ehegesetz, wie die 
Auf teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens und 
der . ehelichen Ersparnisse unter dem Blickwinkel 

. eines gemeinsam während aufrechter Ehe aufge­
nommenen Kredites künftighin vorgenommen wer­
den sollen, zum Inhalt. 

Der. Justizausschuß hat die beiden Initiativan­
träge erstmals in seiner Sitzung am 18. Jänner 1985 
der Vorberatung unterzogen. . 

Zum Antrag 88/ A berichtete der Abgeordnete 
Dr. Pa u I i t sc h, zum Antrag 109/ A der Abge­
ordnete Dr. G rad i s c h n i k. Einstimmig wurde 
beschlossen, zur weiteren Behandlung dieser Mate­
rie einen Unterausschuß einzusetzen, dem von der 
SQzialistischen Partei Österreichs die Abgeordne­
ten Günter Die tri c h, Dr. G rad i s c h n i k, 
Dr. Helga H i e den, Elfriede Kar I und Dr. 
R i e der; von der Österreichischen Volkspartei die 
Abgeordneten Dr. Michael G ra f f, Dr; Marga 

Hub i n e k, Man n d 0 r f fund Dr. P a u -
I i t s c h sowie von der Freiheitlichen Partei Öster~ 
reichs der Abgeordnete Mag. K a b a s angehör­
ten. Zum Obmann des erwähnten Ausschusses 
wurde Abgeordneter Mag. K a b a s, zu Stellvertre­
tern die Abgeordneten Dr. G r itd i s c h n i kund 
Dr. Michael G r a f f sowie zum Schriftführer der 
Abgeordnete Günter Die tri c h gewählt. 

Der Unterausschuß beschäftigte sich unter 
Zugrundelegung des Antrages 109/ A in insgesamt 
vier Arbeitssitzungen mit der gegenständlichen 
Materie. Als Experten nahmen Dr. Theodor Bar­
ehe t t i und Dr. Helmut G ru b e r von der Bun­
deskammerder gewerblichen Wirtschaft, Dr. Cas­
par Ein e m von der Kammer. für Arbeiter und 
Angestellte sowie Rechtsanwalt Dr. Peter W r a -
b e t z . an den Verhandlungen teil. Außer dem 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt Johanna 
D 0 h n a I und, Bundesminister . für Justiz Dr. 
o f n e r ~ar das zuständige Ressort durch Sek­
tionschef Honorarprofessor Dr. Roland L 0 ewe, 
Ministerialrat Dr. Ingrid D j a I i n 0 u s sowie 
Ministerialrat Dr. Peter Re i n d I und Richter Dr. 
Gabriele F i n k vertreten. ' 

In . der 'Sitzung des Justizausschusses am 
14. Oktober 1985 berichtete sodannder Unteraus­
schuß über' das Ergebnis seiner Arbeiten. An der 
sich an den Bericht des Unterausschusses anschlie­
ßenden Debatte beteiligten sich die Abgeordneten 
Dr. Michael G r a f f, Dr. G rad i s c h n i k, Dr. 
Marga Hub i n e k, Dr. Paulitsch, Dr. Helga 
H i e den und der Ausschußobmann Abgeordne­
ter Mag. K a b a s. 

Von den Abgeordneten Mag. K a b a s, Dr. 
G rad i s c h n i kund Dr. Marga Hub i ri e k 
wurde ein gemeinsam~r Abänderungsantrag zum 
Antrag 109/ A vorgelegt. Weiters stellten die Abge­
ordneten Mag. K a b a 5; Dr. G rad i s eh n ik 
und Dr. Marga Hub i n e keinengemeinsamen 
Entschließungsantrag. 
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Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf in 
der diesem Bericht beige druckten Fassung einstim­
mig angenommen. Desgleichen fand der ober­
wähnte Entschließungsantrag die einstimmige 
Annahme des Ausschusses. 

Der Initiativantrag 88/ A gilt als miterledigt. 

Zum Berichterstatter für das Haus wurde die 
Abgeordnete Edith D 0 b e s b erg e r gewählt. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzent­
wurfes ist folgendes zu bemerken: 

Allgemeines 

Nach der Scheidung einer Ehe wird es oft und 
durchaus verständlicherweise von einem der Ehe­
gatten als Härte empfunden, daß er für einen Kre­
dit in Anspruch genommen wird, nur weil er seiner­
zeit bei aufrechter Ehe die Mithaftung für diesen 
Kredit übernommen hatte, obwohl die Kredit­
summe oder der darum angeschaffte Gegenstand 
dem anderen Ehegatten zugute gekommen oder 
auch nach der Scheidung diesem verblieben ist, und 
obwohl gemäß getroffener Vereinbarung oder rich­
terlicher Entscheidung nach § 92 EheG der andere 
Ehegatte zur Rückzahlung des Kredites verpflich­
tet ist. 

Damit wird aber bloß bewirkt, daß der vom 
Gericht zur Zahlung verpflichtete Ehegatte den 
anderen Ehegatten im Innenverhältnis schad- und 
klaglos zu halten hat, während eine solche Verein­
barung oder gerichtliche Entscheidung im Außen­
verhältnis keine Bedeutung hat und daher gegen­
über dem Gläubiger keine bindende Wirkung zu 
entfalten vermag, sodaß dieser rechtlich nicht 
gehindert ist, seine Forderung auch gegen den im 
Innenverhältnis von der Zahlung befreiten Ehegat­
ten primär geltend zumachen. 

Im Hinblick auf diese mangelnde Drittwirkung 
einer Entscheidung nach § 92 " EheG war" der Ruf 
nach einer Gesetzesänderung immer lauter gewor­
den, um zu verhindern, daß sich Gläubiger bei der 
Eintreibung von Schulden, die während aufrechter 
Ehe vonbeiden Ehegatten gemeinsam eingegangen 
wurden, "der Einfachheit halber an denjenigen der 
geschiedenen Ehegatten halten, auf den ein leichte­
rer Zugriff für sie besteht, und zwar unabhängig" 
davon, ob dieser nach § 92 EheG zur Zahlung ver­
pflichtet ist oder nicht, und nicht selten auch unab­
hängig davon, ob es sich bei dem betroffenen Ehe­
gatten um den wirtschaftlich und finanziell poten­
teren Schuldner handelt. 

Angesichts der durch die im § 92 EheG getrof­
fene Regelung nicht berührten Dispositionsmög­
lichkeit des Gläubigers bei der Auswahl des schuld­
nerischen Ehegatten, demgegenüber er die Forde­
runggerichtlich geltend machen will, kommt es zu 
Härtefällen, wobei die Leidtragenden in der über­
wiegenden Zahl die geschiedenen, Ehefrauen sind, 
da sie auf Grund des weiblichen Lebenszusammen-

hangs (zB Kindererziehung) seltener als geschie­
dene Ehemänner einen Wohnsitzwechsel vorneh­
men un"d dahe~" manchmal leichter als dieser dem 
Zugriff der Gläubiger unterliegen. 

Durch die vorgeschlagene Gesetzesänderung sol-
" len solche Härten nach Möglichkeit gemildert wer­

den, wenn sie schon nicht verhindert werden kön­
nen, da schließlich Schulden eingegangen wurden, 
die zu zahlen sind. 

Wie bei jeder rechtlichen Regelung ist hiebei ein 
angemessener Ausgleich verschiedener einander 
widerstreitender Anliegen anzustreben: Dem Anlie­
gen desjenigen, dessen Ehe gescheitert ist, mit sei­
nem früheren Ehepartner und dessen Schulden 
nichts mehr zu tun zu haben, steht das Anliegen des 
Gläubigers nach Fortbestand "der Sicherheiten 
gegenüber, auf die er bei der Kreditgewährung ver­
traut hatte. Eine zu weitgehende Vernachlässigung 
des zweiten Anliegens würde nicht nur den konkre­
ten Gläubiger treffen, sondern vor allem auch die 
Mithaftung von Ehegatten als Kreditbasis zerstören 
und damit künftig die Erlangungvon Krediten für 
kreditsuchende Ehepaare erschweren. Sie würden 
in vielen" Fällen einen gewünschten Kredit über­
haupt nicht oder .D.ur zu ungünstigeren Bedingun­
gen bekommen. Da einerseits - erfreulicherweise 
- nur ein verschwindender Bruchteil von Krediten 
notleidend wird, andererseits auch nur eine geringe 
Anzahl der Ehegatten, die gemeinsam für einen 
Kredit haften, geschieden wird, würde eine völlige 
Beseitigung der Haftung des einen Ehegatten in 
verhältnismäßig wenigen Fällen helfen, jedoch in 
einer weit größeren Anzahl von Fällen - das Ver­
hältnis bewegt sich mindestens in der Größenord­
nung von etwa 1 : 1 000 - die, Kreditaufnahme 
erheblich beeinträchtigen. 

Es wird daher keine Regelung vorgeschlagen, die 
die gänzliche Aufhebung der Haftung eines 

"geschiedenen Ehegatten ermöglicht, jedoch eine 
Reihe von Maßnahmen, die in vielen Fällen das 
Entstehen von Härten vermeiden oder diese zumin­
dest mildern werden, ohne den Kreditgeber wesent­
lich zu belasten und dadurch den Kreditmarkt zu 
beeinträchtigen: 

1. Zunächst sollen Ehepartner schon bei der Kre­
ditaufnahme präventiv darauf aufmerksam gemacht 
werden, welche wirtschaftliche Tragweite die Über­
nahme einer Mithaftung hat, daß insbesondere die 
Haftung durch eine allfällige Auflösung der Ehe 
nicht aufgehoben, sondern höchstens durch eine 
gerichtliche Entscheidung gemildert werden kann. 
In vielen bekanntgewordenen Härtefällen hat sich 
nämlich gezeigt, daß aus Unkenntnis über diese 
rechtlichen Folgen einer Haftungsübernahme, der 
Höhe der Kreditsumme und ihrer Verwendung zu 
wenig Beachtung geschenkt worden ist. 

2. Die im Zug der Vermögensauseinanderset­
zung anläßlich der Scheidung getroffene Regelung, 
wer von beiden vorhandene Schulden zu zahlen 
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habe, die zunächst nur im Innenverhältnis wirkt, 
soll insofern auch außen gegenüber dem Gläubiger 
Bedeutung bekommen, als die Haftung des ande­
ren Ehegatten zu einer Ausfallsbürgschaft vermin­
dert wird. Dadurch würde vermieden, daß der 
Gläubiger aus irgendwelchen Gründen zuerst auf 
denjenigen Ehegatten greift, der nach der für das 
Innenverhältnis getroffenen Regelung die Schuld 
gar nicht zu zahlen hätte. 

3. Der weiterhin mithaftende Ehegatte soll von 
der Säumigkeit des Hauptschuldners rechtzeitig 
erfahren und nicht erst durch seine Inanspruch­
nahme überrascht werden, besonders über die 
Höhe des von, ihm verlangten Betrages, der durch 
inzwischen aufgelaufe'ne Zinsen und Kosten ange­
wachsen ist. Der mithaftende Ehegatte soll dadurch 
die Chance erhalten, dieses Anwachsen seiner 
Schuld durch eine rechtzeitige Zahlungsvereinba­
rung IIlit dem Gläubiger hintanzuhalten. 

Durch eine dem EheG eingefügte Bestimmung 
(§ 98) soll eine Verbesserung der Stellung des 
durch den § 92 EheG begünstigten Ehegatten 
erreicht werden, da er künftighin - vorbehaltlich 
des § 1356 ABGB - darauf zählen kann, nicht vor 
dem vom Gericht zur Zahlung verpflichteten Ehe­
gatten belangt zu werden. Auf der anderen Seite 
geht dem Gläubiger die Haftung des nicht zur Zah­
lung verpflichteten Ehegatten nicht verloren. 

Die richterliche Entscheidung auf Reduktion der 
Haftung eines der Ehegatten auf die eines Ausfalls­
bürgengehört zur Regelung über die Vermögens­
auseinandersetzung anläßlich der Scheidung und 
daher in das Ehe- und in das Außerstreitgesetz. Aus 
der Bindungswirkung der gerichtlichen Entschei­
dung auch für den Gläubiger ergibt sich für ihn 
nach dem Außerstreitgesetz eine ParteisteIlung. 

Die im Punkt 1 erwähnte Information der Ehe­
partner bei der Kreditaufnahme ist nur demjenigen 
zumutbar, der Kredite gewerbsmäßig vergibt oder 
vermittelt, und sie ist nur für diejenigen Schuldner 
gerechtfertigt, die nicht Unternehmer sind. Eine 
solche für "Verbrauchergeschäfte" im Sinn des 
KSchG geltende Regelung paßt daher am besten in 
dieses. Für eine Verpflichtung des Gläul:,jgers zur 
Verständigung des mithaftenden Ehegatten von 
einer Säumigkeit des anderen Ehegatten, der der 
Hauptschuldner ist, spricht, wie schon im Punkt 3 
ausgeführt wurde, die Hintanhaltung einer Kosten­
vermehrung, weshalb eine solche Bestimmung im 
Zusammenhang mit der Belehrungspflicht bei der 
Kreditaufnahme von Ehegatten im KSchG vorgese­
hen wird. 

Besonderes 

Zum Art. I 

1. Nach § 98 Abs. 1 hat das Gericht auf Antrag 
auszusprechen, welcher der beiden Ehegatten 
Hauptschuldner wird und daher primär für die aus-

haftenden Kreditverbindlichkeiten einzustehen hat. 
Dabei umfaßt der Ausdruck "Kreditverbindlichkei­
ten" nicht nur Darlehensverträge, Verbindlichkei­
ten aus Verträgen, die von den Banken geschlossen 
werden können, sondern alle Verträge, in denen 
die Leistungspflicht des einen Partners gegenüber 
der des anderen hinausgeschoben ist, etwa auch 
Ratengeschäfte, selbst solche zwischen Privatperso-

- -nen. 

Als Voraussetzung für den § 98 Abs. 1 genügt die 
gerichtliche (Vor-)Entscheidung oder die Verein­
barung der Ehegatten. Dies geht allerdings nicht 
soweit, da:ß der Richter dadurch gezwungen wäre, 
eine sittenwidrige und deshalb ungültige Verein­
barung nach außen wirksam z,u machen. 

Wird ein Ausspruch nach § 98 Abs. 1 erst zu 
einem Zeitpunkt gefällt, nachdem der Gläubiger 
schon einen Exekutionstitel gegen den nunmehri­
gen Ausfallsbürgen erwirkt hatte, so könnte der 
Ausfallsbürgt;. gegen eine allfällige Exekution Ein­
wendungen nach §§ 35 bzw. 40 EO erheben. 

2. Das ABGB regelt die Frage einer allfälligen 
Subsidiarität 'der Haftung ausdrücklich nur für die 
sogenannte gemeine Bürgschaft (§ .1355) und die 
Solidarbürgschaft (§ 1357), nicht jedoch für die 
Ausfallsbürgschaft. § 1356 ABGB knüpft nur an 
eine vorliegende Vereinbarung einer weitergehen­
den Subsidiaritätan. Welche Eintreibungsschritte 
der Gläubiger gegen einen Hauptschuldner setzen 
muß, bevor" er auf einen Ausfallsbürgen greifen 
kann, ist also gesetzlich nicht geregelt, sondern 
muß jeweils im Einzelfall vereinbart werden. Um 
einer nach § 98 Abs. 1 gefällten Entscheidung prä­
zise Rechtsfolgen zu verleihen, begarf es daher 
einer Regelung, welche Schritte vom Gläubiger 
gesetzt werden müssen, bevor er auf den Ausfalls­
bürgen greifen kann, wenn er vom Hauptschuldner 
den geschuldeten Betrag nicht hereinbekommt. 

§ 98 Abs: 2 sieht als solche Schritte zunächst den 
Erwerb eines Exekutionstitels und die Führung 
einer Exekution 'vor, bei der der Gläubiger kein 
bestimmtes Exekutionsobjekt nennen muß, also der 
Fahrnisexekution oder der Gehaltsexekution nach 
§ 294 oder § 294 a EO; das sind aUch die Voraus­
setzungen, bei deren Vorliegen beispielsweise der 
Offenbarungseid verlangt werden kann. Wie bei 
§ 47EO soll der Versuch einer der beiden Exeku­
tionsarten genügen; das entspricht auch dem 
Bestreben des Gesetzgebers, die Fahrnisexekution 
wegen ihrer geringen Rentabilität zurückzudrän­
gen. 

Ein weiteres Exekutionsobjekt, auf das zu grei­
fen dem Gläubiger darüber hinaus zugemutet wer­
den kann, wenn er es kennt, ist eine dem Haupt­
schuldner gehörende Liegenschaft. Auch der Ver­
such einer Exekution hierauf wird daher vom Gläu­
biger vor einer Inanspruchnahme des Ausfallsbür­
gen verlangt. Dabei werden dem Gläubiger keine 
Nachforschungen auferlegt; nur die schon vorhan-" 
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dene Kenntnis -von der Liegenschaft soll ihn zu dem 
Versuch verpflichten, wobei ihm diese Kenntnis 
gerade der Ausfallsbürge oft leicht verschaffen 
kann. Bei einer Liegenschaft ist die Rechtslage -
anders als etwa bei behaupteten bestimmten Forde­
rungen gegen Dritte - leicht zu prüfen, ebenso 
wie der Umstand, ob eine Exekution auf diese Lie­
genschaft voraussichtlich einen Erfolg bringen 
wird; nur bei Offensichtlichkeit dieses Umstandes 
soll der Gläubiger diese Exekution zu versuchen 
haben. 

Ein Exekutionsversuch wird dem 'Gläubiger im 
. übrigen dann nicht· zugemutet, wenn er nicht in 
"angemessener Frist" zu einem Erfolg zu führen 
verspricht, wobei sich die Angemessenheit der Frist 
nach den U~ständen des Einzelfalls richtet. Wegen 
einer Kaufpreisschuld von ein paar tausend Schil­
ling, die in einem Jahr abgezahlt werden sollte, 
wird dem Gläubiger beispielsweise nicht die Betrei­
bung der Zwangsversteigerung einer größeren Lie­
genschaft zugemutet werden können, wobei das 
Verfahren oft mehr als ein Jahr dauern kann und 
im übrigen schon wegen der Schätzurtgskosten (die 
nach dem Wert der gesamten Liegenschaft zu 
bemessen sind) einen Aufwand erfordert, der die 
ganze Forderung wesentlich übersteigt. 

Dem Ausfallsbürgen soll auch - abweichend 
von § 1360 ABGB - die Einrede eingeräumt wer­
den, daß der Gläubiger auch noch ein bestelltes 
Pfand oder eine ihm sonst zur Verfügung stehende 
Sicherheit zu verwerten habe. 

Im übrigen wird durch § 98. Abs. 2 klargestellt, 
daß auf diesen Fall der Ausfallsbürgschaft § 1356 
ABGB anzuwenden ist. Bei Aussichtslosigkeit von 
Eintreibungsmaßnahmen nach dieser Gesetzesstelle 
gegen den Hauptschuldner soll sofort auf den Bür­
gen gegriffen werden können, der Gläubiger soll 
keine wertvolle Zeit durch die ihm im § 98 Abs. 2 
aufgetretenen Schritte verlieren, wenn von vornher­
ein feststeht, daß sie erfolglos sein werden. 

Der letzte Satz des § 98 Abs. 2 soll vermeiden, 
daß der Gläubiger, bevor er auf den Ausfallsbürgen 
greifen kann, Verfahren im Ausland anstrengen 
muß, die - etwa weil es an einer staatsvertragli­
chen Gegenseitigkeit (vgl. § 79 EO) mangelt -
aussichtslos wären. Die Formulierung dieser 
Bestimmung folgt § 28 Abs. 1 Z 2 JN. 

3. Zum Schutz des Gläubigc:!rs vor sehr langer 
Prozeßdauer, besonders durch die Notwendigkeit, 
den Bürgen gesondert zu klagen, sollen im Fall der 
Streitverkündung an den Bürgen mir noch dessen 
Einwendungen gegen die Forderung des Gläubi­
gers zulässig sein, die sich nicht gegen die Haupt­
schuld richten, oder solche Einwendungen, die dem 
Hauptschuldner selbst nicht bereits. durch die 
Rechtskraft oder Vergleichswirkung eines Exeku­
tionstitels abgeschnitten sind. Solche Einwendun­
gen stehen dem Bürgen nicht mehr zu. Die Fassung 
der Bestimmung lehnt sich an die vergleichbare 
Regelung des § 128 HGB an. 

Die Einwendungen des Bürgen, daß eine Bürg­
schaftsschuld noch nicht entstanden oder fällig 
geworden sei, etwa weil die Voraussetzungen des 
§ 98 Abs. 2 noch nicht erfüllt sind, gehören zu 
jenen, die in seiner Person begründet sind. 

Zum Art 11 

Zu Z 1: 

Während sonst die Entscheidung über die Auflö­
sung der Ehe nicht mit einer Entscheidung über 
eine Frage der Vermögensauseinandersetzung 
zusammenfallen kann, weil die einvernehmliche 
Scheidung eine bereits vorliegende Vereinbarung· 
voraussetzt (einer streitigen Scheidung könnte im 
übrigen die Vermögens auseinandersetzung erst 
nachfolgen, sie wäre auch in einem anderen Ver­
fahren abzuhandeln), ist hier die Verbindung des 
Scheidungsausspruchs mit dem Ausspruch über die 
Drittwirkung der vorher getroffenen Vereinbarung 
zweckmäßig. Sie wird daher - um Zweifel an 
ihrer Zulässigkeit zu vermeiden - angeordnet. 

Diese Bestimmung läßt aber die Möglichkeit 
offen, daß ein solcher Antrag auch noch nachträg­
lich - innerhalb eines Jahres - gestellt und dar­
über gesondert entschieden werden kann. 

ZuZ2: 

§ 229 AußStrG gibt Dritten, deren Rechte durch 
eine Entscheidung im Verfahren nach den §§ 81 bis 
96 EheG berührt werden, Beteiligtenstellung. Da 
auch eine Entscheidung nach § 98 EheG in Rechte 
eines Dritten, des Gläubigers, eingreift, kommt ihm 
Parteistellung zu. 

Dieser sich für, den Gläubiger daraus ergebende 
Anspruch auf rechtliches Gehör - einschließlich 
der Rechtsmittellegitimation- bedeutet selbstver­
ständlich nicht, daß er bindende Wünsche darüber 
äußern kann, welchem der beiden Ehegatten die 
Stellung des Hauptschuldners zugeteilt werden 
soll; er hat auch sonst keinen Einfluß auf die Ent­
scheidung des Gerichtes, welcher der Ehegatten 
nur Ausfallsbürge wird, da ihm weder Einfluß auf 
die - interne - Entscheidung nach § 92 EheG 
noch auf eine Vereinbarung der Ehegatten im 
Sinne des § 97 Abs. 2 EheG zukommt und die Ent­
scheidung nach § 98 EheG solchen Entscheidungen 
bzw. Vereinbarungen ohne die Erfüllung zusätzli­
cher materieller Voraussetzungen zu folgen hat. 
Der Gläubiger wird daher nur in Ausnahmefällen 
einen Grund. für das ihm formell zustehende' 
Rechtsmittel haben. Denkbar wäre als Grund für 
die Bekämpfung einer Entscheidung nach § 98 
EheG durch den Gläubiger etwa der Umstand, daß 
gar nicht beide Ehegatten für die Schuld gehaftet 
haben, sondern derjenige, der nun Ausfallsbürge 
werden soll, bisher Alleinschuldner war. 

Weil einerseits dem Gläubiger praktisch keine 
Ingerenz auf den Inhalt der Entscheidung nach 
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§ 98 EheG zusteht und weil andererseits eine Anhö­
rung des Gläubigers vor der Beschlußfassung durch 
das Erstgericht diese verhältnismäßig lange verzöc 
gern könnte - Scheidungen im Einvernehmen, bei 
denen ja bereits eine Vereinbarung über die Ver­
mögensauseinandersetzung vorliegen muß, werden 
vom Gericht meist sehr rasch durchgeführt -, wird 
ausdrücklich vorgesehen, daß der Gläubiger dem 
Verfahren erst durch die Zustellung des Beschlus­
ses über den Antrag nach § 98 EheG beizuziehen 
ist. Selbstverständlich kann sich aber ein eventuelles 
Rechtsmittel des Gläubigers nicht auf den Aus­
spruch über die Scheidung beziehen, die Scheidung 
würde also auch bei einer Anfechtung des Ausspru­
c~es nach § 98 EheG durch den Gläubiger rechts­
kräftig. 

Der Verständigung des Gläubigers durch die 
Zustellung des Beschlusses nach § 98 EheG hat 
andererseits eine' positive Funktion, und zwar 
sowohl im Interesse des Gläubigers als auch in dem 
der Schuldner: Sehr oft wird der mithaftende Ehe­
gatte, der nach der Scheidung die Ehewohnung 
verlassen hat, einfach deshalb nicht vom Notlei­
dendwerden des Kredites verständigt, weil die Ehe­
gatten es versäumt haben, den Gläubiger von der 
Scheidung und vom Wohnungswechsel des einen 
oder sogar bei den Ehegatten zu informieren. 
Durch die Zustellung einer Entscheidung nach § 98 
EheG bekommt der Gläubiger verläßlich Nachricht 
von der Auflösung der Ehe und meist auch von der 
neuen Anschrift der geschiedenen Ehegatten. Das 
gibt ihm die Gelegenheit, seiner Pflicht zur Ver­
ständigung nach § 31 a Abs. 2 und 3 KSchG neu 
nachzukommen. Aus diesem Grund ist die Verstän­
digung des Gläubigers von jedem Beschluß über 
einen Antrag nach § 98 EheG vorgesehen, auch 
wenn der Antrag abgewiesen wird und somit kein 
Eingriff in die Rechte des Gläubigers vorliegt. 

Zum Art. III 

Zu Z 1: 

1. Hier wird zunächst die im Allgemeinen Teil 
unter Punkt 1 vorgeschlagene Informationspflicht 
normiert. 

Wie schon dort erwähnt, sollen zu einer derarti­
gen Information nur solche Unternehmer verpflich­
tet sein, deren Unternehmensgegenstand die 
Gewährung oder Vermittlung von Krediten ist, da 
sie nur ihnen zugemutet werden kann. Die Gewäh­
rung von Kredit wird immer Bankgeschäft im Sinne 
des KWG sein, die Vermittlung von Kredit ein 
konzessioniertes Gewerbe nach § 267, allenfalls 
nach § 259 GewO 1973. 

Treten, beide Ehegatten gleichzeitig mit dem 
Kreditgeber in Verbindung, so sind beide zu beleh­
ren, ohne Rücksicht darauf, ob sie als solidarische 
Mitschuldner auftreten oder nur einer als Kredit­
werber, der andere als Bürge. Übernimmt ein Ehe-

gatte nachträglich die Ha.ftung für einen schon 
bestehenden Kredit des anderen, so bedarf es nur 
seiner Belehrung. 

Die Belehrung soll durch die Übergabe einer 
gesonderten Urkunde erfolgen. Die Normierung 
einer Pflicht zu einer mündlichen Belehrung .wäre 
kaum zielführend, weil die Bereitschaft zu einer 
solchen Information meist auf beiden Seiten 
äußerst gering sein dürfte, sodaß eine solche münd­
liche Information nur wenig Effekt hätte; eine 
schriftliche Information wird - vielleicht auch erst 
etwas später - meist doch gelesen und dadurch 
eher aufgenommen. Eine schriftliche Information 
kann auch dadurch wirksamer ausgestaltet werden, 
daß die Kreditwirtschaft dafür ein allgemein vorbe­
reitetes Informationsblatt verwendet. Zu Beweis­
zwecken wird es für den Kreditgeber angezeigt 
sein, sich die Übergabe der Urkunde durch die 

. Kreditnehmer bestätigen zu lassen. 

2. Die Abs. 2 und 3 sollen als Ergänzung zu der 
im Abs. 1 normierten Belehrungspflicht sicherstel­
len, daß auch ein nu~ subsidiär haftender Ehegatte 
vom Notleidendwerden eines Kredites verständigt 
wird. 

Solange beide dem Gläubiger gegenüber solida­
risch haften, kann nicht eine solche Verständi­
gungspflicht normiert werden. Für den Gläubiger 
ist nämlich meist gar nicht erkennbar, wer von bei­
den den Kredit zurückzahlen soll und auch 
zunächst tatsächlich Teilzahlungen leistet. Hier 
kann dem Gläubiger also nicht die Verständigung 
des einen Ehegatten von der Säumigkeit des ande­
ren aufgetragen werden, für ihn sind beide mit 
einer primär eigenen Zahlungspflicht in Verzug. 

Nach Abs. 2 ist daher ausreichend, dem Glä~bi­
ger vorzuschreiben, eine Mahnung oder sonstige 
Erklärung wegen der Säumigkeit mit der Rückzah­
lung der Schuld (wem von den Schuldnern sie 
immer zuzurechnen sein mag) gleichzeitig an beide 
Schuldner zu richten. 

3. Der Abs. 3 regelt die Verpflichtung des Gläu­
bigers zur Verständigung des Bürgen über die Säu­
migkeit des Hauptschuldners. Diese Verständi­
gungspflicht ist für den Bürgen insofern wichtig, als 
zwar der Bürge eine Verlängerung der Dauer sei­
ner Haftung - etwa durch eine Änderung des Til­
gungsplans oder eine Stundung - nicht verhindern 
kann, wohl aber von derartigen Vorgängen zu ver­
ständigen ist, um ihm die Ausübung seiner für die­
sen Fall vorgesehenen Rechte zu ermöglichen und 
die Kosten möglichst gering zu halten. -

Welche Frist "angemessen" ist, richtet sich nach 
den Umständen des Einzelfalls und kann daher 
nicht allgemein gesagt werden: Ein wesentliches 
Kriterium hiefür wird der Zeitraum sein, der bis 
zum Eintreten der Fälligkeit (bei einer auf einmal 
zu zahlenden Schuld) bzw. als Abstand der Teil­
zahlungen (bei vereinbarter ratenweiser Abstat-
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tung) vorgesehen ist. Bei einer Schuld, die in weni­
gen Wochenraten abzustatten wäre, wird der Bürge 
wesentlich rascher von einer Säumigkeit des 
Hauptschuldners zu verständigen sein als bei Quar­
talsraten mit jahrelanger Laufzeitj die Frist wird 
sich wohl in der Größenordnung des Ratenabstan­
des bewegen. Der Gläubiger kann damit auch 
abwarten, ob der Hauptschuldner die versäumte 
Rate nachholt, wodurch ja die Säumigkeit und 
damit die Verständigungspflicht behoben würden. 
Nicht behoben wird allerdings die Verständigungs­
pflicht, wenn der Verzug des Hauptschuldners 
durch die Vereinbarung einer Stundung oder einer 
Änderung des Tilgungsplans beseitigt wird, die zu 
einer zeitlichen Ausdehnung der Haftung des Bür­
gen führt. 

Um sich die Möglichkeit einer Verständigung 
des Bürgen zu sichern, kann der Gläubiger mit dem 
Bürgen vereinbaren, daß dieser ihn von jeder Ände­
rung seiner Anschrift benachrichtigen werde und 
im Fall einer Unterlassung dieser Benachrichtigung 
die Verständigung nach Abs. 3 wirksam an die 
zuletzt bekanntgegebene Adresse des Bürgen 
gesendet werden kann. Eine solche Vereinbarung 
wäre grundsätzlich keine unzulässige Einschrän­
kung der Verständigungspflicht (vgl. § 6 Abs. 1 Z 3 
KSchG). 

Edith Dobesberger 

Berichterstatter 

Sanktioniert soll diese Verständigungspflicht 
dadurch werden, daß der Schuldner von denjeni­
gen Belastungen befreit wird, die typischerweise 
durch seine Unkerintnis entstehen und die .durch 
die Verständigung vermieden werden sollen, näm­
lich von inzwischen aufgelaufenen Zinsen und von 
Kosten, die mit der Eintreibung verbunden sind. 
Wieweit der Bürge zunächst überhaupt zur Zah­
lung derartiger Kosten verpflichtet ist, ist selbstver­
ständlich nicht hier geregelt, das ergibt sich aus 
dem Inhalt seiner Bürgschaftserklärung (§ 1353 
ABGBj vgl. aGH 6.6. 1894 GIU 15.136j 15.9. 
1904 GIUNF 2774). Für den Fall, daß ihn grund­
sätzlich eine solche Zahlungspflicht trifft, ist jedoch 
hier deren Beschränkung vorgesehen (das ent­
spricht etwa auch dem gesetzestechnischen Gehalt 
des § 1356 ABGB, der ja auch eine Rechtsfolge für 
den Fall eines bestimmterl Vertrags inhalts vorsieht). 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Justiz­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle 

"1. dem an g e'sc h los sen enGesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen und 

·/1 
2. die bei g e d r u c k teE n t s chi i e ß u n g ·/2 

annehmen. 

Wien; 1985 10 14 

Mag. Kabas 

Obmann 
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xxx. Bundesgesetz vom XX:XXX, mit dem 
Bestimmungen zum Schutz des für einen Kre­
dit mithaftenden Ehegatten getroffen werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ARTIKEL I 

Änderung. des Ehegesetzes 

Im Gesetz vom 6. Juli 1938, deutsches RGB!. I 
S 807, zur Vereinheitlichung des Rechtes der Ehe­
schließung und der Ehescheidung, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGB!. Nr. 566/1983, wird 
nach dem § 97 folgender § 98 samt Überschrift ein­
gefügt: 

"Haftung für Kredite 

§ 98. (1) Entscheidet das Gericht (§ 92) oder ver­
einbaren die Ehegatten (§ 97 Abs. 2, gegebenenfalls 
§ 55 a Abs. 2), wer von beiden im Innenverhältnis 
zur Zahlung von Kreditverbindlichkeiten, für die 
beide haften, verpflichtet ist, so hat das Gericht auf 
Antrag mit Wirkung für den Gläubiger auszuspre­
chen, daß derjenige Ehegatte, der im Innenverhält­
nis zur Zahlung verpflichtet ist, Hauptschuldner, 
der andere Ausfallsbürge wird. Dieser Antrag muß 
in der Frist nach § 95 gestellt werden. 

(2) Der Ausfallsbürge nach Abs. 1 kann - vor-. 
behaltlich des § 1356 ABGB - nur wegen des 
Betrags belangt werden, der vom Hauptschuldner 
nicht in angemessener Frist hereingebracht werden 
kann, obwohl der Gläubiger gegen ihn nach Erwir­
kung eines Exekutionstitels 

1. Fahrnis- oder Gehaltsexekution und 
2. Exekution auf eine dem Gläubiger bekannte 

Liegenschaft des Hauptschuldners, die offen­
sichtlich für die Forderung Deckung bietet, 
geführt sowie 

3. Sicherheiten, die dem Gläubiger zur Verfü­
gung stehen, verwertet hat. 

. MÜßte der Exekutionstitel im Ausland erwirkt 
oder müßten die angeführten Exekutionsmaßnah­
men im Ausland durchgeführt werden, bedarf es 
ihrer nicht, soweit sie dem Gläubiger nicht möglich 
oder nicht zumutbar sind. 

l 

(3) Überdies kann der Bürge, dem der Rechts­
streit gegenden Hauptschuldner rechtzeitig ver-

kündet worden ist (§ 21 ZPO), dem Cläubiger Ein­
wendungen, die nicht in seiner Person begründet 
sind, nur entgegenhalten, soweit sie auch der 
Hauptschuldner erheben kann." 

ARTIKELII 

Änderungen des Außerstreitgesetzes 

Das Gesetz vom 9. August 1854, RGB!. Nr.208, 
über das gerichtliche Verfahren in Rechtsangele­
genheiten außer Streitsachen, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGB!. Nr. 566/1983, wird 
geändert wie folgt: 

1. Dem § 226 wird folgender weiterer Absatz 
angefügt: 

,,(3) Haben die Ehegatten einen Ausspruch nach 
§ 98 des Ehegesetzes noch vor Erlassung des auf 
Scheidung lautenden Beschlusses beantragt, so 
kann der Ausspruch mit diesem Beschluß verbun­
den werden." 

2. Im § 229 Abs. 1 

a) hat der Klammerausdruck zu lauten: ,,(§§ 81 
bis 96 und 98 Ehegesetz)", 

b) wird folgender Satz angefügt: 

"Einem Verfahren nach § 98 Ehegesetz ist im 
ersten Rechtsgang der Kreditgeber nicht schon in 
erstet Instanz beizuziehen, jedoch ist ihm die Ent­
scheidung über den Antrag zuzustellen." 

ARTIKEL III 

Änderungen· des Konsumentenschutzgesetzes 

Das Bundesgesetz vom 18. März 1979, BGB!. 
Nr. 140, mit dem Bestimmungen zum Schutz der 
Verbraucher getroffen werden, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGB!. Nr. 456/1984, wird 
geändert wie folgt: 

1. Nach dem § 31 wird folgender § 31 a samt 
Überschrift eingefügt: 

"Kreditgeschäfte 

§ 31 a. (1) Unternehmer, deren Unternehmens­
gegenstand die Gewährung oder die Vermittlung 
von Krediten ist, haben Ehegatten, die als Verbrau­
cher gemeinsam einen Kredit aufnehmen, mag 
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auch einer 'die Haftung nur als Bürge eingehen, 
oder einem Ehegatten, der als Verbraucher die 
Haftung für eine bestehende Kreditverbindlichkeit 
des' anderen übernimmt, durch die Übergabe einer 
gesonderten Urkunde darüber zu belehren, 

a) daß, falls die Ehegatten solidarisch haften, 
von jedem der Schuldner in beliebiger Rei­
henfolge der volle Schuld betrag verlangt wer­
den kann, ohne Rücksicht darauf, wem von 
ihnen die Kreditsumme zugekommen ist, 

b) daß die Haftung auch bei Auflösung der Ehe 
aufrecht bleibt sowie 

c) daß nur das Gericht im Fall der Scheidung 
die Haftung eines der Ehegatten gemäß § 98 
Ehegesetz auf eine Ausfallsbürgschaft 
beschränken kann, was binnen eines Jahres 
nach Eintritt der Rechtskraft der Scheidung 
beantragt werden müßte. 

(2) Sind Ehegatten oder geschiedene Ehegatten 
Solidarschuldner (§ 891 ABGB) eines Kredites im 
Sinn des Abs. 1, so hat der Gläubiger jede Mah­
nung oder sonstige Erklärung wegen einer Säumig­
keit der Schuldner beiden zuzustellen. 

(3) Ist ein Ehegatte oder ein geschiedener Ehe­
gatte Bürge einer Kreditverbindlichkeit des ande­
ren im Sinn des Abs. 1 und wird dieser säumig, so 
hat der Gläubiger den Bürgen davon in angemesse­
ner Frist zu verständigen. Unterläßt er dies, so haf­
tet ihm der Bürge nicht für die Zinsen und Kosten, 
die ab der Kenntnis des Gbubigers von der Säu-

migkeit des Hauptschuldners bis zu einem Verzug 
des Bürgen selbst entstehen." 

2. Im § 32 Abs. 1 Z 1 werden 

a) das Wort "oder" am Ende der lit. a durch 
einen Beistrich und der Beistrich am Ende der lit. b 
durch das Wort "oder", ersetzt, 

b) folgende lit. c angefügt: 

"c) Kreditriehmer dem § 31 a entsprechend zu 
belehren beziehungsweise zu benachrichtigen." 

ARTIKELIV 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1986 
in Kraft. 

§ 2. (1) Die Art. I undIl sind nur anzuwenden, 
wenn das Scheidungsverfahren nach dem InJvaft­
treten dieses Bundesgesetzes eingeleitet worden ist. 

(2) Der Art. III ist nur auf Verträge' anzuwen­
den, die nach dem Inkrafttreten dieses Bundesge~ 
setzes geschlossen werden. 

§ 3. Mit der Voll ziehung des Art. III Z 2 dieses 
Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Justiz betraut, mit der Vollzie­
hung der übrigen Bestimmungen der Bundesmini­
ster für Justiz. 

Entschließung 

Der Bundesminister für Justiz wird ersucht, den 
Mitgliedern des Justizausschusses nach Ablauf von 
drei Jahren nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes, 
mit dem Bestimmungen zum Schutz des für einen 
Kredit mithaftenden Ehegatten getroffen werden, 
einen Bericht über die mit diesem Bundesgesetz in 
der Praxis gewonnenen Erfahrungen vorzu!egen. 
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